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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Apel 


Entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 
25. Juni 1959 — Drucksache 1187 — hat der Herr 
Präsident des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 25. November 1965 den von der Bundesregie- 
rung gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den 
Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gomeinschaft vorgelegten Vorschlag der Kommis- 
sion der EWG für eine Verordnung des Rats Nr. . . . 
über die Einführung eines Margentarifsystems im 
Güterverkehr der Eisenbahnen, des Straßenverkehrs 
und der Binnenschiffahrt dem Verkehrsausschuß 
überwiesen und den Termin für die Berichterstattung 
im Plenum auf den 1. Juli 1966 festgesetzt. 

Der Verkehrsausschuß hat sich am 21. April, am 
5. und 15. Mai sowie am 15. Juni 1966 eingehend 
mit der Vorlage befaßt und in seine Beratungen die 
folgenden Dokumente einbezogen: 

1. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 70 vom 6. August 1962 (Erste Richtlinie des 
Rats über die Aufstellung einiger gemeinsamer 
Regeln für den internationalen Verkehr (gewerb- 
licher Güterkraftverkehr), 

2. Bundestagsdrucksache IV/1313 vom 10. Juni 1963 
(Vorschlag der Kommission der EWG über einen 
Vorschlag für eine Verordnung des Rats über 
die Einführung eines Margentarifsystems im Gü- 
terverkehr der Eisenbahnen, des Straßenverkehrs 
und der Binnenschiffahrt), 


3. Auszug aus der Mitteilung des Generalsekreta- 
riats des Rats der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft über die 171. Tagung des Rats der 
EWG vom 22. Juni 1965 betr. Organisation des 
Verkehrsmarktes, 

4. Dokument 115 des Europäischen Parlaments (Be- 
richt im Namen des Verkehrsausschusses über 
das vom Rat am 22. Juni 1965 angenommene 
System der Organisation des Verkehrsmarktes 
über die Vorschläge der EWG-Kommission vom 
27. Oktober 1965 zur Einführung eines Margen- 
tarifsystems) und 

5. Bundesratsdrucksache 542/65 vom 1. April 1966 
(Stellungnahme des Bundesrates zur Bundestags- 
drucksache V/30). 

Der Verkehrsausschuß hat bei der Beratung der 
einzelnen Artikel des Verordnungsentwurfs fol- 
gende Bemerkungen gemacht: 

a) Artikel 3 Ziff. 2 Abs, 3 spricht davon, daß für 
die Gesamtheit der dem Referenztarifsystem 
unterliegenden Beförderungen mindestens die 
Deckung eines Teils der festen Kosten sicherge- 
stellt werden müßte. Da auf diese Weise von 
Amts wegen auf die Vollkostendeckung verzich- 
tet wird, hat der Verkehrsausschuß beschlossen, 
die Bundesregierung aufzufordern, dafür zu sor- 
gen, daß die Worte „eines Teils" gestrichen wer- 
den. 
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b) In Artikel 4 wird festgestellt, daß die Tarife auf 
der Grundlage der Kosten eines gut geführten 
und normal beschäftigten Verkehrsunternehmens 
gebildet werden. Der Verkehrsausschuß ist der 
Meinung, daß daraus Schwierigkeiten entstehen 
könnten und fordert die Bundesregierung auf, 
bei der in Ziffer 3 vorgesehenen Verabschie- 
dung von Durchführungsverordnungen darauf zu 
achten, daß ruinöse Konkurrenz nicht möglich 
wird. 

c) Der Verkehrsausschuß hat einstimmig beschlos- 
sen, die Bundesregierung aufzufordern, dafür zu 
sorgen, daß die Ziffer 4 des Artikels 6 sowie die 
Ziffer 5 des Artikels 9 gestrichen werden. 

d) Es wird in diesem Zusammenhang auf den dem 
Plenum vorgelegten Entschließungsantrag ver- 
wiesen, der deutlich macht, daß der Verkehrs- 
ausschuß nur dann den vorliegenden Entwurf 
einer Verordnung als bescheidenen Fortschritt 
auf dem Wege einer EWG-Verkehrspolitik an- 
sieht, wenn Artikel 10 erhalten bleibt. 


e) Zu Artikel 18 bittet der Verkehrsausschuß die 
Bundesregierung, im EWG-Ministerrat dafür zu 
sorgen, daß die Mengenbegrenzung in Ziffer 
1 A b in Höhe von 200 t fällt und die Liste der 
zu Referenztarifen zu befördernden Güter so 
kurz wie möglich gehalten wird. 

f) Der vorliegende Verordnungsentwurf nennt in 
einer Reihe von Artikeln Termine. Der Ver- 
kehrsausschuß hat feststellen müssen, daß die 
Mehrzahl dieser Termine nicht mehr einzuhalten 
ist. Er stellt deshalb mit Bedauern fest, daß es 
bis zum 1. Juli 1967 — der Verwirklichung des 
gemeinsamen Agrarmarkts — ■ bzw. bis zum 
1. Juli 1968 — der Verwirklichung der Zollunion 
— nicht mehr möglich sein wird, über eine ge- 
meinsame Tarifpolitik zu verfügen. Daraus wird 
sich für die Funktionsfähigkeit des Gemeinsamen 
Marktes eine Reihe von Problemen ergeben, die 
zu einer Beschleunigung der Arbeiten zur Ver- 
wirklichung der gemeinsamen Verkehrspolitik 
zwingen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Dr. Apel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EWG — 
Drucksache V/30 — mit den im vorliegenden Be- 
richt gemachten Bemerkungen und vom Ver- 
kehrsausschuß beschlossenen Änderungswün- 
schen zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag hält es für unerläßlich, 
daß 

a) der Artikel 10 der Vorlage Bestandteil der 
Verordnung bleibt, damit die befristete Ein- 
führung von obligatorischen Margen bei Fest- 
stellung einer mißbräuchlichen Ausnutzung 


beherrschender Stellungen oder eines ruinö- 
sen Wettbewerbs möglich ist, und daß 

b) die Organe der EWG, die vom Ministerrat 
am 22. Juni 1965 gesetzte Frist für den Be- 
reich der Verkehrspolitik mit dem Ziel der 
alsbaldigen Verabschiedung einer Wettbe- 
werbsverordnung sowie von Verordnungen 
für die Bereiche der Harmonisierung der 
Wettbewerbsbedingungen und der Wege- 
kosten wesentlich verkürzen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung nachdrücklich auf, ihre Verhandlungen im 
Ministerrat der EWG im Sinne der genannten 
Vorbehalte zu intensivieren. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Verkehrsausschuß 


Börner 

Vorsitzender 


Dr. Apel 

Berichterstatter 



